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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz beschlossen: 

 

Teil 1 

Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 1 

Ziele des Gesetzes 

 

(1) Ziel des Gesetzes ist es, ältere Menschen, volljährige Menschen mit Behinderung 

und pflegebedürftige volljährige Menschen  

1. in ihrer Würde, Privat- und Intimsphäre zu achten, 

2. vor Gefahren für ihre körperliche und seelische Gesundheit zu schützen,  

3. zu fördern, ihr Leben selbstbestimmt und an ihrem Wohl und ihren Wünschen orien-

tiert gestalten zu können, 

4. in der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft und bei der Mitwirkung in der Einrich-

tung, in der sie leben, zu stärken, 

5. in ihrer durch Kultur, Religion oder Weltanschauung begründeten Lebensweise und 

hinsichtlich ihrer geschlechtsspezifisch unterschiedlichen Bedarfe zu achten und 

6. zu motivieren, ihre Rechte bei der Inanspruchnahme von Einrichtungen und ande-

ren Unterstützungsangeboten wahrzunehmen. 

 

(2) Durch dieses Gesetz sollen darüber hinaus 

1. die Qualität der Wohnformen, der Pflege und anderer Unterstützungsleistungen für 

ältere Menschen, volljährige Menschen mit Behinderung und pflegebedürftige voll-

jährige Menschen unter Beachtung des allgemein anerkannten Standes fachlicher 

Erkenntnisse gesichert und weiterentwickelt, 

2. das bürgerschaftliche Engagement in Einrichtungen, die Öffnung der Einrichtungen 

in das Wohnquartier und die soziale Verantwortung der Gesellschaft für die Bewoh-

nerinnen und Bewohner der Einrichtungen und deren Teilhabe am Leben in der 

Gesellschaft anerkannt und gefördert,  



 - 5 - 
 

 

 

3. die Transparenz hinsichtlich der Leistungen und der Qualität der Einrichtungen und 

von anderen Unterstützungsangeboten für ältere Menschen, volljährige Menschen 

mit Behinderung und pflegebedürftige volljährige Menschen hergestellt, 

4. die Beratungsangebote ausgebaut und 

5. die effiziente Zusammenarbeit und Abstimmung der an der Versorgung älterer 

Menschen, volljähriger Menschen mit Behinderung und pflegebedürftiger volljähri-

ger Menschen beteiligten Institutionen und Behörden gewährleistet  

werden. 

 

§ 2 

Grundsätze 

 

(1) Die Unterstützung und Sicherung der Selbstbestimmung und Teilhabe von älteren 

Menschen, volljährigen Menschen mit Behinderung und pflegebedürftigen volljährigen 

Menschen ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe im Zusammenwirken von Familien, 

Nachbarschaften, sozialen Netzwerken, Selbsthilfe, bürgerschaftlich Engagierten, Ein-

richtungen, anderen professionellen Leistungserbringerinnen und Leistungserbringern 

und Leistungsträgern. Die Landkreise und die kreisfreien Städte wirken hieran mit, be-

sonders im Rahmen ihrer Verpflichtung zur Sicherstellung und Weiterentwicklung der 

pflegerischen Angebotsstruktur nach § 2 des Landesgesetzes zur Sicherstellung und 

Weiterentwicklung der pflegerischen Angebotsstruktur (LPflegeASG) vom 25. Juli 2005 

(GVBl. S. 299, BS 86-20) in der jeweils geltenden Fassung, durch die Regionalen Pfle-

gekonferenzen nach § 4 LPflegeASG und mit der Durchführung von Teilhabekonferen-

zen im Rahmen der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderung.  

 

(2) Die betroffenen Menschen haben Wahlfreiheit bei der Inanspruchnahme von Unter-

stützungsleistungen. Ihren berechtigten Wünschen zur Gestaltung der Leistungen soll 

entsprochen werden.  

 

(3) Der staatlich zu gewährleistende Schutz für ältere Menschen, volljährige Menschen 

mit Behinderung und pflegebedürftige volljährige Menschen in Einrichtungen richtet sich 
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nach dem Grad der strukturellen Abhängigkeit, der sich aus der individuellen Wohn-, 

Pflege- und Unterstützungssituation der betroffenen Menschen, der gewählten Lebens-

form und den dieser zugrunde liegenden vertraglichen Vereinbarungen ergibt.  

 

(4) Die Träger der Einrichtungen der Altenhilfe, der Pflege und der Eingliederungshilfe 

für Menschen mit Behinderung sind verpflichtet, eine dem allgemein anerkannten Stand 

fachlicher Erkenntnisse entsprechende Qualität des Wohnens, der Pflege und der Un-

terstützung nach den in diesem Gesetz und den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 

Rechtsverordnungen beschriebenen Zielen und Anforderungen zu gewährleisten und 

die vertraglichen Vereinbarungen mit den Leistungsträgern zu erfüllen. Im Übrigen blei-

ben die Selbstständigkeit und die unternehmerische Eigenverantwortung der Einrich-

tungen bei den Zielen und der Durchführung ihrer Aufgaben unberührt. 

 

(5) Die Öffnung der Einrichtungen in das Wohnquartier und ihr Engagement für das 

Wirken von Angehörigen, Betreuerinnen und Betreuern, Selbsthilfe und bürgerschaftlich 

Engagierten für die Bewohnerinnen und Bewohner sind anerkannte Qualitätsindikato-

ren. 

 

Teil 2 

Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen 

 

§ 3 

Geltungsbereich 

 

(1) Dieses Gesetz gilt für ältere Menschen, volljährige Menschen mit Behinderung und 

pflegebedürftige volljährige Menschen, die in Einrichtungen im Sinne der §§ 4 und 5 

leben oder die Aufnahme in eine solche Einrichtung anstreben sowie für die betreffen-

den Einrichtungen, ihre Träger und Leitungen und die dort Beschäftigten. Die leistungs-

rechtliche Einordnung der Einrichtung und die Bestimmungen des Wohn- und Betreu-

ungsvertragsgesetzes vom …. (BGBl. I S. …) bleiben unberührt. 
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(2) Für selbstbestimmte Wohngemeinschaften im Sinne des § 6 gelten dieses Gesetz 

und die aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen nur, soweit das 

ausdrücklich bestimmt ist.  

 

(3) Einrichtungen des Wohnens mit allgemeinen Unterstützungsleistungen (Service-

Wohnen) unterliegen nicht dem Geltungsbereich dieses Gesetzes, wenn die Mieterin-

nen und Mieter von abgeschlossenem Wohnraum vertraglich nur verpflichtet sind, all-

gemeine Unterstützungsleistungen wie die Vermittlung von Dienst- oder Pflegeleistun-

gen, Hausmeisterdienste oder Notrufdienstleistungen von einer bestimmten Anbieterin 

oder einem bestimmten Anbieter in Anspruch zu nehmen und darüber hinaus alle wei-

tergehenden Unterstützungsleistungen und deren Anbieterinnen und Anbieter frei wäh-

len können.  

 

(4) Einrichtungen der Tages- oder Nachtpflege im Sinne des § 41 des Elften Buches 

Sozialgesetzbuch, stationäre Hospize im Sinne des § 39 a des Fünften Buches Sozial-

gesetzbuch, Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen im Sinne des 

§ 107 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, Internate der Berufsbildungs- und Berufs-

förderungswerke, Einrichtungen für junge Volljährige im Sinne des § 41 des Achten Bu-

ches Sozialgesetzbuch, Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe, Tagesförderstätten und 

Tageskliniken sind keine Einrichtungen im Sinne dieses Gesetzes.  

 
§ 4 

Einrichtungen mit umfassendem Leistungsangebot 

 

(1) Einrichtungen mit umfassendem Leistungsangebot sind Einrichtungen, die dem 

Zweck dienen, ältere Menschen, volljährige Menschen mit Behinderung oder pflegebe-

dürftige volljährige Menschen aufzunehmen, ihnen Wohnraum zu überlassen und Pfle-

ge- oder andere Unterstützungsleistungen sowie Verpflegung entgeltlich zur Verfügung 

zu stellen oder vorzuhalten; sie sind in ihrem Bestand vom Wechsel und von der Zahl 

der Bewohnerinnen und Bewohner unabhängig. 
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(2) Einrichtungen mit umfassendem Leistungsangebot liegen auch vor, wenn die Wohn-

raumüberlassung und die Erbringung von Pflege- oder anderen Unterstützungsleistun-

gen und Verpflegung Gegenstand getrennter Verträge sind und die Wahlfreiheit der 

Bewohnerinnen und Bewohner eingeschränkt ist, weil  

1. die Leistungen nicht unabhängig voneinander in Anspruch genommen werden kön-

nen; das ist der Fall, wenn die Verträge in ihrem Bestand voneinander abhängig 

sind oder wenn an dem Vertrag über die Wohnraumüberlassung nicht unabhängig 

von dem Vertrag über die Erbringung von Pflege- oder anderen Unterstützungsleis-

tungen oder Verpflegung festgehalten werden kann,  

2. die Pflege- oder anderen Unterstützungsleistungen oder die Verpflegung von be-

stimmten Anbieterinnen oder Anbietern in Anspruch genommen werden müssen, 

3. die Pflege- oder anderen Unterstützungsleistungen oder die Verpflegung hinsichtlich 

ihres Inhalts, ihres Umfangs und ihrer Ausführung vorgegeben werden oder 

4. die Anbieterin oder der Anbieter von Pflege- oder anderen Unterstützungsleistungen 

oder Verpflegung und die Vermieterin oder der Vermieter rechtlich oder wirtschaft-

lich miteinander verbunden sind; das ist der Fall, wenn die Beteiligten personeniden-

tisch sind, gesellschaftsrechtliche Verbindungen aufweisen oder in einem Angehöri-

genverhältnis im Sinne des § 20 Abs. 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes stehen, 

wobei die für die Verlobung und die Ehe geltenden Bestimmungen für eine Lebens-

partnerschaft entsprechend Anwendung finden. 

 

§ 5 

Einrichtungen mit höherer Selbstbestimmung und Teilhabe 

 

Einrichtungen mit höherer Selbstbestimmung und Teilhabe sind 

1. eigenständige betreute Wohngruppen für nicht mehr als zwölf pflegebedürftige voll-

jährige Menschen, in denen Pflege- und andere Unterstützungsleistungen und Ver-

pflegung von unterschiedlichen Anbieterinnen und Anbietern in Anspruch genom-

men werden können und in denen die Vermieterin oder der Vermieter oder eine 

Anbieterin oder ein Anbieter einer Dienstleistung die Gesamtversorgung der Be-
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wohnerinnen und Bewohner und die Abstimmung der Pflege- und anderen Unter-

stützungsleistungen in der Wohngruppe organisiert, 

2. eigenständige betreute Wohngruppen für nicht mehr als acht volljährige Menschen 

mit Behinderung, die in besonderem Maße der Förderung von Selbstbestimmung 

und Teilhabe am Leben in der Gesellschaft dienen, in denen die Bewohnerinnen 

und Bewohner mit individuell wählbaren Unterstützungsleistungen leben und in de-

nen die Vermieterin oder der Vermieter oder eine Anbieterin oder ein Anbieter einer 

Dienstleistung die Gesamtversorgung der Bewohnerinnen und Bewohner und die 

Abstimmung der Unterstützungsleistungen in der Wohngruppe organisiert, 

3. Seniorenresidenzen und andere Wohneinrichtungen für ältere Menschen, in denen 

neben der Überlassung von abgeschlossenem Wohnraum zugleich Hauswirt-

schaftsleistungen und Verpflegung erbracht oder vorgehalten werden und in denen 

bei Bedarf pflegerische Dienstleistungen frei wählbar von externen Anbieterinnen 

und Anbietern in Anspruch genommen werden können, 

4. Einrichtungen der Kurzzeitpflege, die der vorübergehenden Aufnahme der Bewoh-

nerinnen und Bewohner bis zu drei Monaten dienen und  

5. den Nummern 1 bis 4 vergleichbare oder ähnliche sonstige Pflege- oder Unterstüt-

zungsformen, die den Zielen dieses Gesetzes entsprechen und die verstärkt die 

Selbstbestimmung und Teilhabe der Bewohnerinnen und Bewohner ermöglichen 

und fördern. 

 

§ 6 

Selbstbest immte Wohngemeinschaften 

 

(1) Eine selbstbestimmte Wohngemeinschaft für ältere Menschen, volljährige Men-

schen mit Behinderung oder pflegebedürftige volljährige Menschen liegt vor, wenn  

1. die Bewohnerinnen und Bewohner oder die für sie vertretungsberechtigten Perso-

nen  

a) die Lebens- und Haushaltsführung selbstbestimmt gemeinschaftlich gestalten,  

b) bei der Wahl und Inanspruchnahme von Pflege- oder anderen Unterstützungs-

leistungen frei sind,  
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c) über die Aufnahme neuer Mitbewohnerinnen und Mitbewohner selbst entschei-

den können, 

d) das Hausrecht ausüben können und  

e) auf eigenen Wunsch von bürgerschaftlich Engagierten unterstützt werden,  

2. die Wohngemeinschaft  

a) über nicht mehr als acht Plätze verfügt und 

b) kein Bestandteil einer Einrichtung im Sinne des § 4 ist und 

3. alle von den gleichen Initiatorinnen und Initiatoren in einem Gebäude betriebenen 

Wohngemeinschaften insgesamt über nicht mehr als 16 Plätze verfügen. 

Liegen die Voraussetzungen nach Satz 1 nicht vor, gilt eine solche Wohnform als Ein-

richtung im Sinne des § 4 oder des § 5. 

 

(2) Das Land stellt im Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel ein spezielles Beratungsan-

gebot für Initiatorinnen und Initiatoren und für Bewohnerinnen und Bewohner von 

selbstbestimmten Wohngemeinschaften mit Informationen über die geltenden rechtli-

chen Anforderungen, die Möglichkeiten der gemeinschaftlichen Lebens- und Haushalts-

führung und die Erfordernisse einer fachgerechten Versorgung zur Verfügung. 

 

§ 7 

Träger 

 

Einrichtungen im Sinne der §§ 4 und 5 müssen in der Verantwortung eines Trägers 

stehen. Träger ist eine natürliche oder juristische Person, die eine Einrichtung im Sinne 

des § 4 oder des § 5 betreibt oder deren Inbetriebnahme plant. Träger ist auch, wer den 

Betrieb der Einrichtung als Vermieterin oder Vermieter oder Anbieterin oder Anbieter 

von Dienstleistungen durch vertragliche Vereinbarungen mit Dritten oder in anderer 

Form gewährleistet.  
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Teil 3 

Teilhabe und Mitwirkung 
 

§ 8 

Öffnung der Einrichtungen und Teilhabe 

 

(1) Einrichtungen im Sinne der §§ 4 und 5 sollen sich in das Wohnquartier öffnen. Sie 

unterstützen die Bewohnerinnen und Bewohner bei deren Teilhabe am Leben in der 

Gesellschaft durch Einbeziehung von Angehörigen, der Betreuerinnen und Betreuer, 

der Selbsthilfe, von bürgerschaftlich Engagierten und von Institutionen des Sozialwe-

sens, der Kultur und des Sports. Sie fördern Bewohnerinnen und Bewohner bei deren 

Aktivitäten in der Gemeinde. Sie wirken darauf hin, dass die Teilhabe der Bewohnerin-

nen und Bewohner am Leben in der Einrichtung und die Lebensqualität in der Einrich-

tung durch die Einbeziehung von bürgerschaftlichem Engagement von Externen und 

der Selbsthilfe verbessert werden. Die kommunalen Gebietskörperschaften, auf deren 

Gebiet sich die Einrichtung befindet, können hierzu im Einvernehmen mit der Leitung 

der Einrichtung ehrenamtlich tätige Patinnen oder Paten für die Einrichtungen benen-

nen. 

 

(2) Der Träger einer Einrichtung im Sinne des § 4 oder des § 5 hat der zuständigen Be-

hörde im Rahmen der Anzeige nach § 18 ein Konzept vorzulegen, in dem die Ziele, 

Strukturen und Maßnahmen für die Förderung der Teilhabe der Bewohnerinnen und 

Bewohner und der Beteiligung ihrer Angehörigen, Betreuerinnen und Betreuer und der 

Selbsthilfe und die Einbeziehung bürgerschaftlich Engagierter unter Beachtung der Pri-

vatsphäre der Bewohnerinnen und Bewohner festgelegt sind. Das Konzept wird im Ein-

richtungen- und Diensteportal nach § 13 veröffentlicht. 
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§ 9 

Vertretung der Bewohnerinnen und Bewohner und  

andere Formen der Mitwirkung 

 

(1) In den Einrichtungen im Sinne der §§ 4 und 5 mit Ausnahme der Einrichtungen der 

Kurzzeitpflege ist eine Vertretung der Bewohnerinnen und Bewohner zu bilden, in die in 

angemessenem Umfang auch externe Personen aus den kommunalen Beiräten für äl-

tere oder behinderte Menschen und der Selbsthilfe sowie Angehörige, Betreuerinnen 

und Betreuer und bürgerschaftlich Engagierte gewählt werden können. Sie wirkt be-

sonders in Angelegenheiten des Betriebs der Einrichtung wie Unterkunft, Unterstüt-

zung, Aufenthaltsbedingungen, Entgelte, Einrichtungsordnung, Verpflegung und Frei-

zeitgestaltung mit. Die Mitwirkung erstreckt sich auch auf die Sicherung der Qualität der 

Pflege oder Unterstützung in der Einrichtung auf der Grundlage der Anforderungen des 

§ 15 oder des § 16. Die Vertretung der Bewohnerinnen und Bewohner kann bei der 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben und Rechte fach- und sachkundige Vertrauenspersonen 

hinzuziehen; diese sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. Sie soll mindestens einmal 

im Jahr die Bewohnerinnen und Bewohner der Einrichtung zu einer Versammlung ein-

laden; jede Bewohnerin und jeder Bewohner kann eine Vertrauensperson, die nicht in 

einem Beschäftigungsverhältnis mit dem Träger der Einrichtung steht, zu der Versamm-

lung hinzuziehen.  

 

(2) Kommt eine Vertretung der Bewohnerinnen und Bewohner nicht zustande, kann auf 

Initiative des Trägers der Einrichtung für längstens ein Jahr ein Beirat der Angehörigen 

und Betreuerinnen und Betreuer gewählt werden, der die Aufgaben und Rechte der 

Vertretung der Bewohnerinnen und Bewohner wahrnimmt.  

 

(3) Solange weder eine Vertretung der Bewohnerinnen und Bewohner noch ein Beirat 

der Angehörigen und Betreuerinnen und Betreuer gebildet wird, nimmt eine Bewohner-

fürsprecherin oder ein Bewohnerfürsprecher deren Aufgaben und Rechte ehrenamtlich 

und unentgeltlich wahr. Die Bewohnerfürsprecherin oder der Bewohnerfürsprecher wird 
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von der zuständigen Behörde im Benehmen mit der Leitung der Einrichtung bestellt; die 

Bewohnerinnen und Bewohner der Einrichtung, deren Angehörige und Betreuerinnen 

und Betreuer können der zuständigen Behörde Vorschläge zur Auswahl unterbreiten. 

Die zuständige Behörde kann von der Bestellung absehen, wenn die Mitwirkung der 

Bewohnerinnen und Bewohner auf andere Weise gewährleistet ist. 

 

(4) In Einrichtungen im Sinne des § 5 kann anstelle einer Vertretung der Bewohnerin-

nen und Bewohner ein Bewohnerinnen- und Bewohnerrat gebildet werden, in dem alle 

Bewohnerinnen und Bewohner mitwirken. 

 

(5) Der Träger der Einrichtung hat die durch die Tätigkeit der Vertretung der Bewohne-

rinnen und Bewohner, des Beirats der Angehörigen und Betreuerinnen und Betreuer, 

der Bewohnerfürsprecherin oder des Bewohnerfürsprechers oder des Bewohnerinnen- 

und Bewohnerrats und der nach Absatz 1 Satz 4 hinzugezogenen fach- und sachkun-

digen Vertrauenspersonen entstehenden Aufwendungen in angemessenem Umfang zu 

tragen.  

 

Teil 4 

Transparenz und Beratung  

 

§ 10 

Transparenz 

 

Der Träger einer Einrichtung im Sinne des § 4 oder des § 5 ist verpflichtet, 

1. den jeweils aktuellen Qualitätsbericht nach § 12 an einem gut sichtbaren und öffent-

lich zugänglichen Ort auszuhängen,  

2. die künftigen Bewohnerinnen und Bewohner vor Abschluss eines Vertrags auf den 

Aushang des Qualitätsberichts hinzuweisen,  

3. die Bewohnerinnen und Bewohner bei Abschluss eines Vertrags schriftlich über lo-

kale und regionale Beratungsstellen für ältere Menschen, Menschen mit Behinde-
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rung und pflegebedürftige Menschen und die zuständige Behörde zu informieren 

und sie auf Beschwerdestellen hinzuweisen,  

4. die Bewohnerinnen und Bewohner im Rahmen seines Beschwerdemanagements an 

einem gut sichtbaren und öffentlich zugänglichen Ort auf eine interne Beschwerde-

stelle hinzuweisen und  

5. unbeschadet sonstiger Auskunftsrechte den Bewohnerinnen und Bewohnern Ein-

sicht in die sie betreffende Dokumentation der Pflege- und Unterstützungsplanung 

sowie der diesbezüglich umgesetzten Maßnahmen zu gewähren und ihnen auf 

Wunsch diese Dokumentation zu erläutern und in Kopie auszuhändigen.  

 

§ 11 

Verbot der Annahme von Leistungen 

 

(1) Dem Träger, der Leitung und den Beschäftigten einer Einrichtung im Sinne des § 4 

oder des § 5 ist es untersagt, sich von oder zugunsten von Bewohnerinnen und Be-

wohnern oder Bewerberinnen und Bewerbern für einen Platz in der Einrichtung Geld-

leistungen oder geldwerte Leistungen über das vertraglich vereinbarte Entgelt oder die 

vom Träger an die Leitung oder die Beschäftigten erbrachte Vergütung hinaus verspre-

chen oder gewähren zu lassen.  

 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn 

1. andere als die vertraglich vorgesehenen Leistungen des Trägers abgegolten wer-

den,  

2. geringwertige Aufmerksamkeiten versprochen oder gewährt werden oder 

3. Geldleistungen oder geldwerte Leistungen im Hinblick auf die Überlassung von 

Wohnraum zum Bau, zum Erwerb, zur Instandsetzung, zur Ausstattung oder für 

den Betrieb der Einrichtung versprochen oder gewährt werden. 

 

(3) Geldleistungen und geldwerte Leistungen im Sinne des Absatzes 2 Nr. 3 sind der 

zuständigen Behörde unverzüglich anzuzeigen. Sie sind getrennt vom Vermögen des 

Trägers mit Sonderkonten für jede einzelne Bewohnerin und jeden einzelnen Bewohner 
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zu verwalten und vom Zeitpunkt ihrer Gewährung an mit dem für Spareinlagen mit 

dreimonatiger Kündigungsfrist marktüblichen Zinssatz, mindestens mit 4 v. H. für das 

Jahr zu verzinsen, soweit der Vorteil der Kapitalnutzung bei der Bemessung des Ent-

gelts nicht berücksichtigt worden ist. Die Verzinsung oder der Vorteil der Kapitalnutzung 

bei der Bemessung des Entgelts sind der Bewohnerin oder dem Bewohner durch jährli-

che Abrechnung nachzuweisen. Der Anspruch auf Rückzahlung ist zu sichern. Die 

Geldleistungen und geldwerten Leistungen sind innerhalb von sechs Monaten nach 

Beendigung des Vertrags zurückzugewähren, soweit sie nicht mit dem Entgelt verrech-

net worden sind. Die Sätze 1 bis 5 gelten auch für Geldleistungen und geldwerte Leis-

tungen, die von oder zugunsten von Bewerberinnen und Bewerbern für einen Platz er-

bracht worden sind.  

 

§ 12 

Qualitätsberichte 

 

(1) Die zuständige Behörde erstellt Qualitätsberichte über die geprüften Einrichtungen. 

Die Qualitätsberichte sollen einrichtungsbezogen, vergleichbar und in allgemein ver-

ständlicher Sprache abgefasst werden und die wesentlichen Ergebnisse der Prüfung 

sowie weitergehende Informationen zu den Leistungsangeboten und der Lebensqualität 

in der jeweiligen Einrichtung enthalten. Der Träger sowie die Vertretung der Bewohne-

rinnen und Bewohner, der Beirat der Angehörigen und Betreuerinnen und Betreuer 

oder die Bewohnerfürsprecherin oder der Bewohnerfürsprecher der Einrichtung be-

kommen Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem Qualitätsbericht.  

 

(2) Die zuständige Behörde veröffentlicht die jeweils aktuellen Qualitätsberichte und die 

Stellungnahmen nach Absatz 1 Satz 3 ab dem 1. Juli 2011 im Einrichtungen- und 

Diensteportal nach § 13. Hierbei sind personenbezogene Daten zu anonymisieren. Das 

gilt nicht für die den Träger und die Leitung betreffenden Daten. 

 

(3) Die Kriterien und Modalitäten für die Veröffentlichung der Qualitätsberichte werden 

bis spätestens 30. November 2010 zwischen den Verbänden der Träger, den kommu-
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nalen Spitzenverbänden und der zuständigen Behörde vereinbart. Kommt die Verein-

barung bis zu diesem Zeitpunkt nicht zustande, kann das fachlich zuständige Ministeri-

um eine Rechtsverordnung mit Regelungen zu den Kriterien und Modalitäten für die 

Veröffentlichung der Qualitätsberichte erlassen. Den Landesverbänden der Pflegekas-

sen, dem Verband der privaten Krankenversicherung e. V., dem Medizinischen Dienst 

der Krankenversicherung, der Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz e. V., dem Landes-

pflegeausschuss und dem Landesbeirat zur Teilhabe behinderter Menschen ist vor dem 

Abschluss der Vereinbarung oder dem Erlass der Rechtsverordnung Gelegenheit zur 

Stellungnahme zu geben. 

 

§ 13  

Einrichtungen- und Diensteportal 

 

(1) Zur Herstellung landesweiter Transparenz über die Vielfalt, Anzahl, Standorte, 

Struktur und Qualität von zielgruppenspezifischen Angeboten für ältere Menschen, voll-

jährige Menschen mit Behinderung und pflegebedürftige volljährige Menschen, zur In-

formation über die für die Leistungserbringerinnen und Leistungserbringer geltenden 

fachlichen Standards und Qualitätsmaßstäbe sowie zur Unterstützung der kommunalen 

Planung der Daseinsvorsorge führt die zuständige Behörde ab dem Jahr 2011 ein Ein-

richtungen- und Diensteportal. Es ist allgemein und kostenfrei im Internet zugänglich 

und wird barrierefrei im Sinne des § 2 Abs. 3 und des § 7 des Landesgesetzes zur 

Gleichstellung behinderter Menschen vom 16. Dezember 2002 (GVBl. S. 481, BS 87-1) 

in der jeweils geltenden Fassung geführt.  

 

(2) Die Einrichtungen im Sinne der §§ 4 und 5 werden in das Einrichtungen- und 

Diensteportal aufgenommen und dort geführt. Andere Einrichtungen, Dienste, Organi-

sationen und Verbände und sonstige Anbieterinnen und Anbieter, die Beratungen, 

Dienstleistungen und Unterstützung für ältere Menschen, volljährige Menschen mit Be-

hinderung und pflegebedürftige volljährige Menschen erbringen, können sich und ihre 

Leistungen freiwillig in das Einrichtungen- und Diensteportal aufnehmen lassen. 
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(3) Die Speicherung und Veröffentlichung von personenbezogenen Daten im Einrich-

tungen- und Diensteportal ist, mit Ausnahme des Namens des Trägers und der Leitung, 

nur mit Einwilligung der betroffenen Person zulässig. 

 

§ 14 

Beratung 

 

(1) Die zuständige Behörde berät ältere Menschen, volljährige Menschen mit Behinde-

rung und pflegebedürftige volljährige Menschen sowie deren Angehörige und Betreue-

rinnen und Betreuer über ihre Rechte und Pflichten nach diesem Gesetz und den auf-

grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen. Sie informiert über die für die 

Einrichtungen im Sinne der §§ 4 und 5 geltenden Anforderungen, über das Wohn- und 

Betreuungsvertragsgesetz und über bestehende ortsnahe Beratungs- und Unterstüt-

zungsangebote.  

 

(2) Darüber hinaus berät die zuständige Behörde 

1. Vertretungen der Bewohnerinnen und Bewohner, Beiräte der Angehörigen und Be-

treuerinnen und Betreuer, Bewohnerfürsprecherinnen und Bewohnerfürsprecher 

sowie bürgerschaftlich Engagierte, die in den Einrichtungen tätig sind,  

2. Träger und Personen, die eine Einrichtung im Sinne des § 4 oder des § 5 planen 

oder betreiben, sofern diese ein berechtigtes Interesse an einer Beratung haben 

und 

3. in grundsätzlichen Fragen zum Geltungsbereich dieses Gesetzes auch Initiatorinnen 

und Initiatoren und Bewohnerinnen und Bewohner von selbstbestimmten Wohnge-

meinschaften im Sinne des § 6. 

 

(3) Die zuständige Behörde arbeitet im Rahmen ihrer Beratungstätigkeit besonders mit 

der Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz e. V., den Pflegestützpunkten, den Sozialpsy-

chiatrischen Diensten, den gemeinsamen Servicestellen und anderen örtlichen Bera-

tungsstellen für ältere Menschen, Menschen mit Behinderung und pflegebedürftige 

Menschen zusammen. Sie nimmt Beschwerden sowie Fragen zu Rechten und Pflichten 
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nach diesem Gesetz, den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen 

und sonstigen in diesem Zusammenhang relevanten Rechtsvorschriften entgegen, 

überprüft diese und wirkt im Rahmen der Beratung auf sachgerechte Lösungen hin. Sie 

nimmt auf Anfrage an einer Regionalen Pflegekonferenz nach § 4 LPflegeASG oder an 

einer Teilhabekonferenz im Rahmen der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinde-

rung teil. Die gesetzlich geregelten Beratungspflichten der Pflegestützpunkte, Sozial-

psychiatrischen Dienste, gemeinsamen Servicestellen und sonstiger Stellen bleiben 

unberührt. 

 

(4) Das Land fördert im Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel ab dem Jahr 2010 eine 

landesweite Informations- und Beschwerde-Hotline, die in Krisensituationen und in 

sonstigen Fällen mit akutem Beratungsbedarf informiert und berät sowie Beschwerden 

entgegennimmt und diese an die zuständigen Stellen weiterleitet. 

 

Teil 5 

Anforderungen an Einrichtungen,  

Weiterentwicklung der Qualität der Einrichtungen 

 

§ 15 

Anforderungen an Einrichtungen mit umfassendem Leistungsangebot 

 
(1) Eine Einrichtung im Sinne des § 4 darf nur betrieben werden, wenn der Träger und 

die Leitung  

1. eine dem allgemein anerkannten Stand fachlicher Erkenntnisse entsprechende 

Qualität des Wohnens, der Pflege, der Unterstützung und der Verpflegung gewähr-

leisten,  

2. im Rahmen ihrer Einwirkungsmöglichkeiten für die fachgerechte ärztliche und sons-

tige gesundheitliche Versorgung unter Beteiligung von ärztlichen und anderen the-

rapeutischen Fachkräften und, soweit das im Hinblick auf die betreffende Einrich-

tung in Betracht kommt, für die Umsetzung eines Konzepts der Palliativversorgung 

Sorge tragen, 
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3. eine selbstbestimmte Lebensführung und Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 

fördern und bei Menschen mit Behinderung die psychosoziale Unterstützung und 

Eingliederung gewährleisten, 

4. die Festlegungen und Ziele der individuellen Pflege- und Teilhabepläne beachten, 

diese umsetzen und dokumentieren und kulturelle, religiöse, weltanschauliche sowie 

geschlechtsspezifisch unterschiedliche Bedarfe der Bewohnerinnen und Bewohner 

berücksichtigen, 

5. Besuche bei den Bewohnerinnen und Bewohnern unter Berücksichtigung des 

Schutzes der Privatsphäre ermöglichen, 

6. für einen ausreichenden Schutz der Bewohnerinnen und Bewohner vor Infektionen 

Sorge tragen und in Hygieneplänen die innerbetrieblichen Verfahrensweisen zur Si-

cherstellung der erforderlichen Infektionshygiene festlegen, 

7. die Arzneimittelsicherheit in der Einrichtung unter Verantwortung der für die Versor-

gung vertraglich zuständigen öffentlichen Apotheken sowie die regelmäßige Bera-

tung der Beschäftigten durch pharmazeutisch ausgebildete sachverständige Perso-

nen gewährleisten und 

8. die Mitwirkung der Bewohnerinnen und Bewohner sicherstellen, die Beteiligung von 

Angehörigen, Betreuerinnen und Betreuern und der Selbsthilfe und die Einbezie-

hung bürgerschaftlich Engagierter fördern und das Konzept nach § 8 Abs. 2 vorle-

gen.  

 

(2) Weitere Voraussetzungen für den Betrieb der Einrichtung sind, dass der Träger 

1. die notwendige Zuverlässigkeit, besonders die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 

zum Betrieb der Einrichtung besitzt; davon ist in der Regel auszugehen, wenn ein 

Versorgungsvertrag nach § 72 des Elften Buches Sozialgesetzbuch oder eine Leis-

tungsvereinbarung nach § 75 Abs. 3 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch vor-

liegt, 

2. sicherstellt, dass eine ausreichende Zahl an Beschäftigten vorhanden ist und diese 

die erforderliche persönliche und fachliche Eignung für die von ihnen zu leistende 

Tätigkeit besitzen; davon ist vorbehaltlich der Anwendung eines spezifischen Per-

sonalbemessungssystems und unter Beachtung der Vorgaben der nach § 35 Abs. 1 
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Nr. 2 erlassenen Rechtsverordnung in der Regel auszugehen, wenn die Zahl und 

Eignung der Beschäftigten einer Vereinbarung mit den Leistungsträgern nach dem 

Elften oder dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch entspricht,  

3. die Voraussetzungen für eine kontinuierliche Fortbildung der Beschäftigten schafft,  

4. ein Qualitätsmanagement betreibt,  

5. im Rahmen des Qualitätsmanagements Regeln für ein internes Beschwerdemana-

gement einführt und dessen Durchführung ermöglicht,  

6. die Verpflichtungen nach § 10 erfüllt und  

7. die für die Einrichtung geltenden Bestimmungen des Wohn- und Betreuungsver-

tragsgesetzes beachtet. 

 

(3) Der Träger legt der zuständigen Behörde im Rahmen der Anzeige nach § 18 Abs. 1 

ein detailliertes Konzept vor, aus dem sich ergibt, dass die Einrichtung hinsichtlich der 

vorgesehenen Zielgruppe die in den Absätzen 1 und 2 genannten Voraussetzungen 

erfüllt. Bei der Prüfung der Anforderungen sind die Besonderheiten der Einrichtung hin-

sichtlich ihrer Größe, des zugrunde liegenden Konzepts, des individuellen Pflege- und 

Unterstützungsbedarfs der Bewohnerinnen und Bewohner und der Umsetzung der Zie-

le dieses Gesetzes zu berücksichtigen. Bestehen Zweifel an der Erfüllung der Voraus-

setzungen, ist die zuständige Behörde berechtigt und verpflichtet, die notwendigen 

Maßnahmen zur Aufklärung zu ergreifen. 

 

§ 16 

Anforderungen an Einrichtungen  

mit höherer Selbstbestimmung und Teilhabe  

 

Für den Betrieb einer Einrichtung im Sinne des § 5 gelten die in § 15 genannten Anfor-

derungen entsprechend. Das vorzulegende Konzept (§ 15 Abs. 3 Satz 1) muss darle-

gen, wer die Gesamtverantwortung sowie die Abstimmung der Unterstützungsleistun-

gen und Abläufe in der Einrichtung übernimmt. Die zuständige Behörde kann die Ein-

richtung von Anforderungen dieses Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes erlas-

senen Rechtsverordnungen ganz oder teilweise befreien oder eine entsprechende Ver-
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einbarung mit dem Träger schließen, wenn ein fachlich qualifiziertes Gesamtkonzept 

vorgelegt wird, das die Gewähr dafür bietet, dass die Ziele dieses Gesetzes erfüllt und 

ein höheres Maß an Selbstbestimmung und Teilhabe und der Schutz der Bewohnerin-

nen und Bewohner sichergestellt werden. 

 

§ 17 

Erprobungsregelung 

 

(1) Die zuständige Behörde kann Ausnahmen von einzelnen Anforderungen dieses 

Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen zulas-

sen, wenn das zur Erprobung eines neuen Versorgungskonzepts notwendig ist, ein 

fachlich qualifiziertes Gesamtkonzept vorgelegt wird und eine den Zielen dieses Geset-

zes entsprechende Versorgung der Bewohnerinnen und Bewohner sichergestellt ist.  

 

(2) Die zuständige Behörde hat die Zulassung der Ausnahmen auf höchstens fünf Jah-

re zu befristen. Sie entscheidet rechtzeitig vor Ablauf der Frist über eine dauerhafte Zu-

lassung der Ausnahmen. 

 

(3) Die Erprobung eines neuen Versorgungskonzepts kann an die Auflage gebunden 

werden, dass der Träger die Erprobungsphase wissenschaftlich begleiten und auswer-

ten lässt und den Bericht über die Ergebnisse der Begleitung und Auswertung veröf-

fentlicht. Die Kosten der wissenschaftlichen Begleitung und Auswertung und deren 

Veröffentlichung hat der Träger zu tragen. Das Land kann sich bei besonderem öffentli-

chen Interesse an dem neuen Versorgungskonzept im Rahmen verfügbarer Haus-

haltsmittel an den Kosten beteiligen.  
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Teil 6 

Schutz der Bewohnerinnen und Bewohner 

 

§ 18 

Anzeigepflicht  

 

(1) Wer eine Einrichtung im Sinne des § 4 oder des § 5 betreiben will, hat das der zu-

ständigen Behörde spätestens drei Monate vor dem vorgesehenen Zeitpunkt der Inbe-

triebnahme anzuzeigen. Die Anzeige muss folgende Angaben und Unterlagen enthal-

ten: 

1. den Namen und die Anschrift des Trägers und der Einrichtung, 

2. die Nutzungsart der Einrichtung und der Räume sowie deren Zahl und Größe und 

die vorgesehene Belegung der Wohnräume, 

3. die zielgruppenorientierte Leistungsbeschreibung, das an den Zielen und Grundsät-

zen der §§ 1 und 2 ausgerichtete Konzept und das Konzept zur Umsetzung von 

Teilhabe und bürgerschaftlichem Engagement nach § 8 Abs. 2, 

4. den vorgesehenen Zeitpunkt der Inbetriebnahme, 

5. den Namen, die berufliche Ausbildung und den Werdegang der Einrichtungsleitung, 

bei Einrichtungen für pflegebedürftige volljährige Menschen auch der verantwortli-

chen Pflegefachkraft, 

6. die vorgesehene Zahl der sonstigen Beschäftigten sowie deren Namen, Stellenum-

fang und Qualifikation, soweit zum Zeitpunkt der Anzeige bekannt, 

7. die die Einrichtung betreffenden Versorgungs- und Vergütungsvereinbarungen nach 

dem Elften und dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch und  

8. ein Muster der mit den Bewohnerinnen und Bewohnern abzuschließenden Verträge 

und im Fall des § 4 Abs. 2 Nr. 4 Angaben zu der bestehenden rechtlichen oder wirt-

schaftlichen Verbindung. 

Stehen die Einrichtungsleitung oder die verantwortliche Pflegefachkraft zum Zeitpunkt 

der Anzeige noch nicht fest, ist die diesbezügliche Mitteilung zum frühestmöglichen 

Zeitpunkt, spätestens bis zur Inbetriebnahme, nachzuholen. Die Namen, der Stellenum-
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fang und die Qualifikation der sonstigen Beschäftigten, die der zuständigen Behörde 

noch nicht mitgeteilt worden sind, sind der zuständigen Behörde zusammengefasst alle 

drei Monate nach der Inbetriebnahme der Einrichtung anzuzeigen. 

 

(2) Der zuständigen Behörde sind unverzüglich anzuzeigen:  

1. ein Träger- oder Leitungswechsel, 

2. eine Nutzungsänderung, 

3. eine drohende Zahlungsunfähigkeit oder insolvenzrechtliche Antragsstellung und 

4. eine beabsichtigte vollständige oder teilweise Einstellung des Betriebs. 

Der Anzeige nach Satz 1 Nr. 4 sind Angaben und Nachweise über die künftige Unter-

kunft der Bewohnerinnen und Bewohner und die geplante ordnungsgemäße Abwick-

lung der Vertragsverhältnisse mit den Bewohnerinnen und Bewohnern beizufügen. 

Sonstige Änderungen der in der Anzeige nach Absatz 1 enthaltenen Angaben und Un-

terlagen sind der zuständigen Behörde zusammengefasst alle sechs Monate anzuzei-

gen.  

 

(3) Soll eine Person aufgenommen werden, die nicht zu der in der Leistungsbeschrei-

bung und im Konzept genannten Zielgruppe der Einrichtung zählt, ist die Zustimmung 

der zuständigen Behörde notwendig. Sie ist davon abhängig, ob eine angemessene 

Versorgung der künftigen Bewohnerin oder des künftigen Bewohners unter Berücksich-

tigung der Ziele und Grundsätze der §§ 1 und 2 gewährleistet ist. 

 

(4) Die in den Absätzen 1 bis 3 geregelten Anzeigen und sonstigen Mitteilungen erfol-

gen schriftlich oder in elektronischer Form. 

 

§ 19 

Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten, Datenverarbeitung 

 

(1) Der Träger einer Einrichtung nach § 4 oder § 5 hat nach den Grundsätzen einer 

ordnungsgemäßen Buch- und Aktenführung Aufzeichnungen über den Betrieb zu ma-

chen und die Maßnahmen der Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung und des 
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Beschwerdemanagements sowie deren Ergebnisse so zu dokumentieren, dass aus 

ihnen der ordnungsgemäße und fachgerechte Betrieb der Einrichtung festgestellt wer-

den kann. Dokumentiert werden müssen besonders 

1. die Nutzungsart der Einrichtung, die Zahl und Größe der Räume und deren Bele-

gung, 

2. die Namen und Geburtsdaten der Bewohnerinnen und Bewohner, deren Pflege- 

und Unterstützungsbedarf sowie die Inhalte und Umsetzung der individuellen Pfle-

ge- und Teilhabepläne, 

3. die Namen, Geburtsdaten, Anschriften und Ausbildungen der Beschäftigten, deren 

regelmäßige Arbeitszeiten und ausgeübte Tätigkeiten sowie die Dienstpläne, 

4. die freiheitsbeschränkenden und freiheitsentziehenden Maßnahmen bei Bewohne-

rinnen und Bewohnern unter Angabe der für die Veranlassung der Maßnahme ver-

antwortlichen Person und der betreuungsgerichtlichen Genehmigung, 

5. der Erhalt, die Aufbewahrung und die Verabreichung von Arzneimitteln und die Un-

terweisung der Beschäftigten im sachgerechten Umgang mit Arzneimitteln und  

6. die für die Bewohnerinnen und Bewohner verwalteten Gelder und Wertsachen. 

 

(2) Für jede Einrichtung sind gesonderte Dokumentationen am Ort des Betriebs vorzu-

halten und in den fünf Jahren nach ihrer Entstehung aufzubewahren. Danach sind sie 

zu löschen, soweit ihre Aufbewahrung zur Sicherstellung des ordnungsgemäßen Be-

triebs der Einrichtung nicht mehr erforderlich ist. Die Dokumentationen sind, soweit sie 

personenbezogene Daten enthalten, so aufzubewahren, dass nur berechtigte Personen 

Zugang haben. Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten des Trägers einer Einrich-

tung nach anderen Rechtsvorschriften bleiben unberührt. 

 

(3) Personenbezogene Daten der Bewohnerinnen und Bewohner dürfen durch die Ein-

richtung oder ihren Träger nur erhoben, gespeichert oder genutzt werden, soweit  

1. das im Rahmen der Erfüllung der bestehenden vertraglichen Verpflichtungen oder 

im Hinblick auf den geplanten Abschluss von Verträgen erforderlich ist, 



 - 25 - 
 

 

 

2. die Bewohnerin oder der Bewohner oder eine Betreuerin, ein Betreuer oder eine 

hierzu bevollmächtigte sonstige Person im Rahmen ihrer Vertretungsbefugnis ein-

gewilligt hat oder 

3. eine Rechtsvorschrift das vorsieht oder voraussetzt. 

 

(4) Eine Übermittlung personenbezogener Daten der Bewohnerinnen und Bewohner an 

Personen und Stellen außerhalb der Einrichtung ist nur zulässig, soweit sie erforderlich 

ist 

1. zur Erfüllung von gesetzlichen oder vertraglich vereinbarten Leistungs- oder Mittei-

lungspflichten, 

2. zur Abwehr von gegenwärtigen Gefahren für das Leben, die Gesundheit oder die 

persönliche Freiheit der Bewohnerin oder des Bewohners oder einer dritten Person, 

sofern die genannten Rechtsgüter das Geheimhaltungsinteresse der Bewohnerin 

oder des Bewohners erheblich überwiegen, 

3. zur Durchführung qualitätssichernder Maßnahmen, wenn bei der beabsichtigten 

Maßnahme das Interesse der Allgemeinheit an der Durchführung die schutzwürdi-

gen Belange der Bewohnerin oder des Bewohners erheblich überwiegt, 

4. zu Zwecken der wissenschaftlichen Forschung, wenn der Zweck des Forschungs-

vorhabens auf andere Weise nicht erreicht werden kann, das berechtigte Interesse 

der Allgemeinheit an der Durchführung des Forschungsvorhabens das Geheimhal-

tungsinteresse der Bewohnerin oder des Bewohners erheblich überwiegt und die 

Einholung der Einwilligung der Bewohnerin oder des Bewohners nicht möglich oder 

aus besonderen Gründen nicht vertretbar ist,  

5. zur Durchführung eines mit dem Aufenthalt der Bewohnerin oder des Bewohners in 

der Einrichtung zusammenhängenden gerichtlichen Verfahrens, 

6. zur Feststellung der Leistungspflicht der Leistungsträger und zur Abrechnung mit 

ihnen oder  

7. zur Wahrung berechtigter Interessen von Angehörigen oder Betreuerinnen und Be-

treuern, wenn schutzwürdige Belange der Bewohnerin oder des Bewohners nicht 

beeinträchtigt werden und die Einholung der Einwilligung der Bewohnerin oder des 
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Bewohners nicht möglich oder im Einzelfall aus besonderen Gründen nicht vertret-

bar ist. 

Ansonsten ist eine Übermittlung nur mit Einwilligung der Bewohnerin oder des Bewoh-

ners oder einer der in Absatz 3 Nr. 2 genannten anderen Personen zulässig. Personen 

oder Stellen, denen nach Satz 1 oder Satz 2 personenbezogene Daten übermittelt wor-

den sind, dürfen diese nur zu dem Zweck verwenden, zu dem sie ihnen befugt übermit-

telt worden sind. Im Übrigen haben sie diese Daten unbeschadet sonstiger Daten-

schutzbestimmungen in demselben Umfang geheim zu halten wie die Einrichtung 

selbst. Veröffentlichungen von Forschungsergebnissen (Satz 1 Nr. 4) dürfen keinen 

Rückschluss auf die Bewohnerinnen und Bewohner zulassen, deren Daten übermittelt 

wurden, es sei denn, sie haben in die Veröffentlichung ausdrücklich eingewilligt.   

 

(5) Die Einrichtung hat die technischen und organisatorischen Maßnahmen zu treffen, 

die erforderlich und angemessen sind, um die Beachtung der geltenden Datenschutz-

bestimmungen zu gewährleisten. Die innerbetriebliche Organisation der Einrichtung ist 

so zu gestalten, dass Geheimhaltungspflichten gewahrt werden können. 

 

(6) Im Übrigen bleiben die für die Einrichtung oder ihren Träger jeweils geltenden sons-

tigen Datenschutzbestimmungen unberührt. Religionsgemeinschaften oder diesen 

gleichgestellte oder ihnen zuzuordnende Einrichtungen, ohne Rücksicht auf deren 

Rechtsform, können unter Berücksichtigung ihres kirchlichen Selbstverständnisses an-

stelle der Bestimmungen der Absätze 3 bis 5 vergleichbare eigene bereichsspezifische 

Bestimmungen erlassen. 

 

§ 20 

Allgemeine Bestimmungen über die Prüfung von Einrichtungen 

 

(1) Die zuständige Behörde prüft die Einrichtungen im Sinne der §§ 4 und 5 daraufhin, 

ob sie die Anforderungen an den Betrieb einer Einrichtung und die sonstigen Vorgaben 

dieses Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtverordnungen 

erfüllen. Die Prüfungen erstrecken sich in der Regel auf die Rahmenbedingungen der 
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Leistungserbringung (Strukturqualität), auf den Ablauf, die Durchführung und die Evalu-

ation der Leistungserbringung (Prozessqualität) und auf die wesentlichen Aspekte des 

Pflegezustands, der Teilhabe, der Eingliederung und der Wirksamkeit der Pflege- und 

Unterstützungsmaßnahmen (Ergebnisqualität). Die Prüfungen können sich auf be-

stimmte inhaltliche Schwerpunkte beziehen. Sie finden in der Regel unangemeldet 

statt. Zur Nachtzeit sind sie nur zulässig, wenn und soweit das Prüfungsziel zu anderen 

Zeiten nicht erreicht werden kann. Bei Einrichtungen, deren Betrieb neu aufgenommen 

werden soll, beginnt die Prüfung nach Eingang der Anzeige nach § 18 Abs. 1; sie soll 

spätestens einen Monat vor dem vorgesehenen Zeitpunkt der Inbetriebnahme abge-

schlossen werden. 

 

(2) Die von der zuständigen Behörde mit der Prüfung der Einrichtung beauftragten Per-

sonen sind befugt, 

1. die für die Einrichtung genutzten Grundstücke und Räume zu betreten; soweit diese 

dem Hausrecht der Bewohnerinnen und Bewohner unterliegen, ist deren Zustim-

mung erforderlich, 

2. Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen,  

3. Einsicht in die Dokumentationen nach § 19 Abs. 1 und 2 zu nehmen,  

4. Gespräche mit den Bewohnerinnen und Bewohnern, der Vertretung der Bewohne-

rinnen und Bewohner, dem Beirat der Angehörigen und Betreuerinnen und Betreu-

er, der Bewohnerfürsprecherin oder dem Bewohnerfürsprecher und den in der Ein-

richtung bürgerschaftlich Engagierten zu führen,  

5. bei pflegebedürftigen Bewohnerinnen und Bewohnern mit deren Zustimmung den 

Pflegezustand in Augenschein zu nehmen und  

6. die Beschäftigten zu befragen.  

Die Gespräche nach Satz 1 Nr. 4 und 6 sollen vertraulich und ohne Beteiligung dritter 

Personen geführt werden. Der Träger und die Leitung der Einrichtung haben diese 

Maßnahmen zu dulden. Die zuständige Behörde kann zu ihren Prüfungen weitere fach- 

und sachkundige Personen, auch aus dem Bereich der Selbsthilfe von älteren Men-

schen, volljährigen Menschen mit Behinderung oder pflegebedürftigen volljährigen 

Menschen hinzuziehen. Diese sind zur Verschwiegenheit verpflichtet; sie dürfen im 
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Rahmen der Prüfung bekannt gewordene personenbezogene Daten über Bewohnerin-

nen und Bewohner nicht speichern oder an dritte Personen oder Stellen übermitteln. 

 

(3) Zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 

können die von der zuständigen Behörde mit der Prüfung der Einrichtung beauftragten 

Personen auch Grundstücke und Räume, die dem Hausrecht der Bewohnerinnen und 

Bewohner unterliegen oder Wohnzwecken der Auskunftspflichtigen dienen, jederzeit 

betreten. Absatz 2 Satz 4 und 5 gilt entsprechend. Die Bewohnerinnen und Bewohner 

und die Auskunftspflichtigen haben die Maßnahmen nach Satz 1 zu dulden. Das 

Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 des Grundgesetzes) 

wird insoweit eingeschränkt. 

 

(4) Der Träger, die Leitung und sonstige Leitungskräfte der Einrichtung haben an den 

Prüfungen mitzuwirken und dabei die zuständige Behörde und die von ihr mit der Prü-

fung beauftragten Personen zu unterstützen. Sie erteilen unentgeltlich die im Rahmen 

der Prüfungen erforderlichen mündlichen und schriftlichen Auskünfte. Die Dokumentati-

onen nach § 19 Abs. 1 und 2 sind auf Anforderung unentgeltlich zur Einsichtnahme zur 

Verfügung zu stellen oder in Kopie zu überlassen. 

 

(5) Die zuständige Behörde kann gemeinschaftliche Wohnformen auch prüfen, um fest-

zustellen, ob es sich um eine Einrichtung im Sinne des § 4 oder des § 5 handelt. Die 

Duldungs- und Auskunftspflichten nach Absatz 2 Satz 3, Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 

Satz 2 gelten entsprechend für die Vermieterinnen und Vermieter und die Anbieterinnen 

und Anbieter von Dienstleistungen. 

 

(6) Zur Überwachung in gesundheitlicher, hygienischer und pflegerischer Hinsicht ste-

hen die in den Absätzen 1 bis 5 genannten Befugnisse auch den Gesundheitsämtern 

und den von ihnen mit der Prüfung beauftragten Personen zu. 

 

(7) Auskunftspflichtige können die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Be-

antwortung sie selbst oder in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeich-
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nete Angehörige der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach 

dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

 

(8) Die zuständige Behörde arbeitet im Rahmen der Prüfungen eng mit anderen Auf-

sichtsbehörden, den Landesverbänden der Pflegekassen und dem Medizinischen 

Dienst der Krankenversicherung zusammen und stimmt die Prüfinhalte und Prüftermine 

unter Berücksichtigung der Vereinbarungen nach § 29 Abs. 3 mit ihnen ab. Die Träger 

können Verbände, denen sie angehören, bei Prüfungen hinzuziehen, sofern hierdurch 

der Verlauf der Prüfung nicht verzögert wird. Die zuständige Behörde soll diese Ver-

bände über den Zeitpunkt von angemeldeten Prüfungen unterrichten und sie, wenn 

dies vom Träger gewünscht wird, daran beteiligen. 

 

(9) Die zuständige Behörde oder die von ihr mit der Prüfung beauftragten Personen 

beteiligen die Bewohnerinnen und Bewohner sowie die Vertretung der Bewohnerinnen 

und Bewohner, den Beirat der Angehörigen und Betreuerinnen und Betreuer oder die 

Bewohnerfürsprecherin oder den Bewohnerfürsprecher der Einrichtung an den Prüfun-

gen, soweit hierdurch der Verlauf der Prüfung nicht verzögert wird, und informieren sie 

über die wesentlichen Ergebnisse der Prüfungen. Personenbezogene Daten der Be-

wohnerinnen und Bewohner sind vor der Beteiligung zu anonymisieren. Die Vertretung 

der Bewohnerinnen und Bewohner, der Beirat der Angehörigen und Betreuerinnen und 

Betreuer oder die Bewohnerfürsprecherin oder der Bewohnerfürsprecher ist berechtigt, 

zu den Prüfungen und deren Ergebnissen eine Stellungnahme abzugeben. Die zustän-

dige Behörde oder die von ihr mit der Prüfung beauftragten Personen können externe 

bürgerschaftlich in der Einrichtung Engagierte im Rahmen der Prüfungen befragen und 

hieraus Erkenntnisse über die Lebensqualität in der Einrichtung gewinnen.  

 

(10) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 6 

haben keine aufschiebende Wirkung. 
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§ 21 

Prüfung von Einrichtungen mit umfassendem Leistungsangebot 

 

(1) Bei Einrichtungen im Sinne des § 4 finden wiederkehrende Prüfungen (Regelprü-

fungen) oder anlassbezogene Prüfungen statt. 

 

(2) Die zuständige Behörde nimmt bei jeder Einrichtung mindestens eine Regelprüfung 

im Jahr vor. Abweichend von Satz 1 können Regelprüfungen in größeren Abständen 

bis zu höchstens drei Jahren stattfinden, wenn  

1. die Einrichtung nach der letzten Regelprüfung durch den Medizinischen Dienst der 

Krankenversicherung oder den zuständigen Träger der Sozialhilfe geprüft wurde 

und dabei bei der Prüfung 

a) durch den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung ein nach der jeweils 

geltenden Bewertungssystematik nach § 115 Abs. 1 a des Elften Buches Sozial-

gesetzbuch mindestens gutes Ergebnis oder  

b) durch den zuständigen Träger der Sozialhilfe ein dem Buchstaben a gleichwerti-

ges Ergebnis  

festgestellt wurde, sofern diese Prüfung nicht länger als ein Jahr zurückliegt,  

2. die Einrichtung durch nach dem Elften Buch Sozialgesetzbuch anerkannte andere 

geeignete Feststellungen unabhängiger sachverständiger Personen oder Prüfinstitu-

tionen oder durch Zertifizierungs- und Prüfverfahren nachweist, dass sie die vorge-

schriebenen Anforderungen an die Struktur- und Prozessqualität erfüllt und 

3. der aktuelle Qualitätsbericht sowie die dazu abgegebenen Stellungnahmen des 

Trägers und der Vertretung der Bewohnerinnen und Bewohner, des Beirats der An-

gehörigen und Betreuerinnen und Betreuer oder der Bewohnerfürsprecherin oder 

des Bewohnerfürsprechers im Einrichtungen- und Diensteportal nach § 13 veröffent-

licht worden sind.  
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(3) Liegen Anhaltspunkte oder Beschwerden vor, die darauf schließen lassen, dass die 

Anforderungen nach § 15 nicht erfüllt sind, findet in der Regel eine anlassbezogene 

Prüfung statt. Die Prüfung kann dann über den jeweiligen Prüfungsanlass hinausgehen. 

 

§ 22  

Prüfung von Einrichtungen  

mit höherer Selbstbestimmung und Teilhabe  

 

Die zuständige Behörde prüft Einrichtungen im Sinne des § 5 nach deren Inbetrieb-

nahme nur, wenn ihr Anhaltspunkte oder Beschwerden vorliegen, die darauf schließen 

lassen, dass die Anforderungen nach § 16 nicht erfüllt sind. Die Prüfung kann dann 

über den jeweiligen Prüfungsanlass hinausgehen. 

 

§ 23  

Maßnahmen der zuständigen Behörde 

 

(1) Stellt die zuständige Behörde fest, dass bei einer Einrichtung im Sinne des § 4 oder 

des § 5 die Anforderungen nach diesem Gesetz oder den aufgrund dieses Gesetzes 

erlassenen Rechtsverordnungen nicht erfüllt werden, ist sie berechtigt und verpflichtet, 

Maßnahmen nach den §§ 24 bis 28 zu ergreifen. Sie ist berechtigt, ihre Maßnahmen 

auch auf Feststellungen des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung oder 

anderer Prüfbehörden zu stützen, sofern sich daraus ergibt, dass die in Satz 1 genann-

ten Anforderungen nicht erfüllt werden. Die Maßnahmen haben sich grundsätzlich an 

den für die Einrichtung jeweils geltenden leistungsrechtlichen Vereinbarungen nach 

§ 72, § 75 oder § 85 des Elften Buches Sozialgesetzbuch oder nach § 75 Abs. 3 des 

Zwölften Buches Sozialgesetzbuch zu orientieren. 

 

(2) An den Maßnahmen sollen die Träger der Sozialhilfe beteiligt werden, mit denen 

Vereinbarungen nach § 75 Abs. 3 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch bestehen. Mit 

ihnen ist Einvernehmen über die vorgesehene Maßnahme anzustreben, wenn sie Aus-
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wirkungen auf Entgelte oder Vergütungen haben kann. Die Sätze 1 und 2 gelten ent-

sprechend für Pflegekassen, sofern mit ihnen oder ihren Landesverbänden Vereinba-

rungen nach § 72, § 75 oder § 85 des Elften Buches Sozialgesetzbuch bestehen. Die 

Sätze 1 bis 3 gelten nicht bei Gefahr für Leben, Gesundheit oder Freiheit der Bewohne-

rinnen und Bewohner. 

 

(3) Die Verbände des Trägers der Einrichtung, die Landesverbände der Pflegekassen, 

der Medizinische Dienst der Krankenversicherung, die jeweiligen Träger der Sozialhilfe 

und die Vertretung der Bewohnerinnen und Bewohner, der Beirat der Angehörigen und 

Betreuerinnen und Betreuer oder die Bewohnerfürsprecherin oder der Bewohnerfür-

sprecher der Einrichtung sind über die getroffenen Maßnahmen zu informieren.  

 

(4) Ist Bewohnerinnen und Bewohnern aufgrund der festgestellten Mängel ein Verblei-

ben in der Einrichtung nicht zuzumuten, soll die zuständige Behörde sie dabei unter-

stützen, eine angemessene Unterkunft zu zumutbaren Bedingungen in einer anderen 

Einrichtung zu finden. 

 

(5) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnahmen nach den §§ 25 bis 28 ha-

ben keine aufschiebende Wirkung. 

 

§ 24  

Beratung und Vereinbarung bei Mängeln 

 

(1) Sind bei einer Einrichtung Mängel festgestellt worden, so wird die zuständige Be-

hörde zur Beseitigung der Mängel zunächst beratend tätig. Das Gleiche gilt, wenn vor 

Inbetriebnahme einer Einrichtung Mängel festgestellt worden sind. 

 

(2) Erkennt und akzeptiert der Träger der Einrichtung die Notwendigkeit, die Mängel zu 

beseitigen, soll die zuständige Behörde mit ihm eine Vereinbarung über die Beseitigung 

der Mängel mit Fristsetzung treffen. 
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§ 25 

Anordnung zur Beseitigung von Mängeln 

 

(1) Werden Mängel nach einer Beratung nach § 24 Abs. 1 nicht abgestellt oder wird 

eine Vereinbarung nach § 24 Abs. 2 innerhalb der vereinbarten Frist nicht erfüllt, so 

kann die zuständige Behörde gegenüber dem Träger der Einrichtung Anordnungen mit 

Fristsetzung erlassen zur Beseitigung einer eingetretenen oder zur Abwendung einer 

drohenden Beeinträchtigung oder Gefährdung des Wohls der Bewohnerinnen und Be-

wohner, zur Sicherung der Einhaltung der dem Träger gegenüber den Bewohnerinnen 

und Bewohnern obliegenden Pflichten oder zur Vermeidung der Unangemessenheit 

zwischen dem Entgelt und der Leistung der Einrichtung. Das Gleiche gilt, wenn die 

Mängel vor Inbetriebnahme einer Einrichtung festgestellt werden.  

 

(2) Werden erhebliche Mängel festgestellt, können Anordnungen nach Absatz 1 sofort 

erlassen werden. 

 

(3) Gegen Anordnungen nach den Absätzen 1 und 2 können neben dem Träger der 

Einrichtung auch der Träger der Sozialhilfe und die Vergütungssatzparteien Wider-

spruch einlegen und Anfechtungsklage erheben.  

 

§ 26 

Aufnahmestopp 

 

Werden in einer Einrichtung erhebliche Mängel festgestellt, kann die zuständige Behör-

de bis zur Beseitigung der Mängel die Aufnahme weiterer Bewohnerinnen und Bewoh-

ner ganz oder teilweise untersagen. 
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§ 27 

Beschäftigungsverbot, kommissarische Leitung 

 

(1) Die zuständige Behörde kann dem Träger einer Einrichtung die weitere Beschäfti-

gung der Leitung oder von sonstigen Beschäftigten ganz oder für bestimmte Funktionen 

oder Tätigkeiten untersagen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie die 

für ihre Tätigkeit erforderliche Eignung nicht besitzen.  

 

(2) Hat die zuständige Behörde ein Beschäftigungsverbot nach Absatz 1 für die Leitung 

ausgesprochen und der Träger der Einrichtung keine geeignete neue Leitung einge-

setzt, so kann die zuständige Behörde, um den Betrieb der Einrichtung aufrechtzuerhal-

ten, auf Kosten des Trägers der Einrichtung für eine begrenzte Zeit eine kommissari-

sche Leitung einsetzen, wenn ihre Befugnisse nach den §§ 24 bis 26 nicht ausreichen 

und die Voraussetzungen für die Untersagung des Betriebs der Einrichtung vorliegen. 

Die kommissarische Leitung übernimmt die Rechte und Pflichten der bisherigen Lei-

tung. Die Tätigkeit der kommissarischen Leitung endet, wenn der Träger der Einrich-

tung mit Zustimmung der zuständigen Behörde eine geeignete Leitung bestimmt, spä-

testens jedoch nach einem Jahr.  

 

§ 28 

Untersagung des Betriebs 

 

(1) Die zuständige Behörde hat den Betrieb einer Einrichtung zu untersagen, wenn die 

Anforderungen des § 15 oder des § 16 nicht erfüllt sind und andere Maßnahmen nach 

den §§ 24 bis 27 nicht ausreichen. 

 

(2) Die zuständige Behörde kann den Betrieb einer Einrichtung untersagen, wenn der 

Träger der Einrichtung 

1. die Anzeige nach § 18 unterlassen oder unvollständige Angaben gemacht hat, 
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2. Anordnungen nach § 25 nicht innerhalb der gesetzten Frist befolgt oder entspre-

chende Vereinbarungen nicht erfüllt, 

3. Personen entgegen einem nach § 27 Abs. 1 ergangenen Verbot beschäftigt oder 

4. sich entgegen einem gesetzlichen Verbot zusätzliche Leistungen versprechen oder 

gewähren lässt. 

 

(3) Vor der Inbetriebnahme einer Einrichtung ist nur eine vorläufige Untersagung der 

Inbetriebnahme zulässig, wenn der Untersagungsgrund beseitigt werden kann.  

 

Teil 7 

Sonstige Bestimmungen 

 

§ 29 

Arbeitsgemeinschaft 

 

(1) Zur Sicherstellung der Zusammenarbeit und Abstimmung bilden die zuständige Be-

hörde, die Landesverbände der Pflegekassen, der Verband der privaten Krankenversi-

cherung e. V., der Medizinische Dienst der Krankenversicherung, die obere Gesund-

heitsbehörde, der überörtliche Träger der Sozialhilfe sowie die kommunalen Spitzen-

verbände für die örtlichen Träger der Sozialhilfe eine Arbeitsgemeinschaft auf Landes-

ebene. Weitere Behörden, Organisationen der Selbsthilfe, die Verbraucherzentrale 

Rheinland-Pfalz e. V. sowie Verbände der beteiligten Berufsgruppen können fachspezi-

fisch hinzugezogen werden. 

 

(2) Die im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft zusammenarbeitenden Stellen sind be-

rechtigt und auf Anforderung verpflichtet, die für die Zusammenarbeit erforderlichen 

Daten einschließlich der bei den Prüfungen gewonnenen wesentlichen Erkenntnisse 

untereinander auszutauschen. Personenbezogene Daten der Bewohnerinnen und Be-

wohner sind vor der Übermittlung zu anonymisieren. Abweichend von Satz 2 dürfen 

personenbezogene Daten in nicht anonymisierter Form an die Pflegekassen und den 

Medizinischen Dienst der Krankenversicherung übermittelt werden, soweit das für Zwe-
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cke nach dem Elften Buch Sozialgesetzbuch erforderlich ist. Die übermittelten perso-

nenbezogenen Daten dürfen von den Empfängerinnen und Empfängern nicht zu ande-

ren Zwecken verarbeitet werden. Sie sind spätestens nach Ablauf von zwei Jahren zu 

löschen. Die Bewohnerin oder der Bewohner ist über die übermittelten personenbezo-

genen Daten zu informieren. 

 

(3) Im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft soll die zuständige Behörde mit den Landes-

verbänden der Pflegekassen und dem Medizinischen Dienst der Krankenversicherung 

Vereinbarungen über aufeinander abgestimmte und sich ergänzende Prüfungen und 

ihre Inhalte treffen. 

 

(4) Den Vorsitz und die Geschäfte der Arbeitsgemeinschaft führt die zuständige Behör-

de. Die Beteiligten tragen die ihnen durch die Zusammenarbeit in der Arbeitsgemein-

schaft entstehenden Kosten selbst. Bei der Bestellung der Mitglieder und der stellver-

tretenden Mitglieder sollen Frauen zur Hälfte berücksichtigt werden. Soweit die Beteilig-

ten ständige Mitglieder in die Arbeitsgemeinschaft entsenden, haben sie der zuständi-

gen Behörde für jeden auf sie entfallenden Sitz jeweils eine Frau und einen Mann zu 

benennen; die zuständige Behörde trifft eine Auswahl, um eine paritätische Besetzung 

der Arbeitsgemeinschaft mit Frauen und Männern zu gewährleisten. Scheidet während 

der Amtsperiode eine Person aus, deren Geschlecht in der Minderheit ist, muss eine 

Person des gleichen Geschlechts nachfolgen; scheidet eine Person aus, deren Ge-

schlecht in der Mehrheit ist, muss eine Person des anderen Geschlechts nachfolgen. 

Die Sätze 4 und 5 finden keine Anwendung, soweit einem entsendenden Beteiligten 

aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen die Einhaltung der Vorgaben nicht möglich 

ist; er hat der zuständigen Behörde die Gründe hierfür nachvollziehbar darzulegen. 

 

(5) Die zuständige Behörde erlässt im Einvernehmen mit den anderen Beteiligten eine 

Geschäftsordnung für die Arbeitsgemeinschaft, in der insbesondere Regelungen über 

die Amtsperiode, die Zahl der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder, ihre Bestel-

lung, die Vorbereitung, Einberufung und Durchführung von Sitzungen, die Bildung von 

Arbeitsgruppen und die Beteiligung sachverständiger Personen getroffen werden.  
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§ 30 

Datenschutz 

 

(1) Die zuständige Behörde darf personenbezogene Daten, die ihr im Zusammenhang 

mit Anzeigen, Beratungen, Prüfungen und sonstigen Maßnahmen im Rahmen der 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz und den aufgrund dieses Gesetzes 

erlassenen Rechtsverordnungen bekannt werden, nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 

verarbeiten. Soweit darin keine abschließende Regelung getroffen ist, finden die Be-

stimmungen des Landesdatenschutzgesetzes (LDSG) vom 5. Juli 1994 (GVBl. S. 293, 

BS 204-1) in der jeweils geltenden Fassung Anwendung. 

 

(2) Die zuständige Behörde darf personenbezogene Daten nur erheben, speichern oder 

nutzen, soweit das  

1. zur rechtmäßigen Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist,  

2. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder voraussetzt, 

3. erforderlich ist zur Abwehr von gegenwärtigen Gefahren für das Leben, die Ge-

sundheit oder die persönliche Freiheit der betroffenen Person oder einer dritten 

Person, sofern die genannten Rechtsgüter das Geheimhaltungsinteresse der be-

troffenen Person erheblich überwiegen, 

4. zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten erforderlich ist oder 

5. zu Ausbildungs- und Prüfungszwecken erforderlich ist und überwiegende schutz-

würdige Interessen der betroffenen Person nicht entgegenstehen. 

Ansonsten dürfen personenbezogene Daten nur erhoben, gespeichert oder genutzt 

werden, wenn die betroffene Person eingewilligt hat; für die Einwilligung gelten die Be-

stimmungen des § 5 Abs. 2 bis 4 LDSG entsprechend. 

 

(3) Die zuständige Behörde darf personenbezogene Daten nur übermitteln  

1. in den Fällen des Absatzes 2 oder 

2. soweit das zur Unterrichtung von Personen, denen die gesetzliche Vertretung ob-

liegt, erforderlich ist. 
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Einer Übermittlung steht die Weitergabe von personenbezogenen Daten an Personen 

und Stellen innerhalb der zuständigen Behörde, die nicht unmittelbar mit Maßnahmen 

im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 befasst sind, gleich. Personen und Stellen, denen per-

sonenbezogene Daten übermittelt worden sind, dürfen diese nur für den Zweck verar-

beiten, zu dessen Erfüllung sie ihnen befugt übermittelt worden sind; im Übrigen haben 

sie diese in demselben Umfang geheim zu halten wie die übermittelnde Person und 

Stelle selbst.  

 

(4) Eine Übermittlung von personenbezogenen Daten zu Zwecken der wissenschaftli-

chen Forschung ist nur mit Einwilligung der betroffenen Person zulässig; für die Einwil-

ligung gelten die Bestimmungen des § 5 Abs. 2 bis 4 LDSG entsprechend. Eine Einwil-

ligung ist dann nicht erforderlich, wenn 

1. ihre Einholung nicht möglich ist oder im Einzelfall aus besonderen Gründen nicht 

vertretbar ist oder 

2. der Zweck des Forschungsvorhabens auf andere Weise nicht erreicht werden kann 

und das berechtigte Interesse der Allgemeinheit an der Durchführung des Forschungs-

vorhabens das Geheimhaltungsinteresse der betroffenen Person erheblich überwiegt. 

Veröffentlichungen von Forschungsergebnissen dürfen keinen Rückschluss auf die 

Person zulassen, deren Daten verarbeitet wurden, es sei denn, sie hat in die Veröffent-

lichung ausdrücklich eingewilligt. 

 

(5) Die zuständige Behörde hat die technischen und organisatorischen Maßnahmen zu 

treffen, die erforderlich und angemessen sind, um die Beachtung der geltenden Daten-

schutzbestimmungen zu gewährleisten. Die innerbehördliche Organisation ist so zu 

gestalten, dass Geheimhaltungspflichten gewahrt werden können.  

 

§ 31 

Ordnungswidrigkeiten 

 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
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1. entgegen § 11 Abs. 1 sich als Träger, Leitung, Beschäftigte oder Beschäftigter ei-

ner Einrichtung im Sinne des § 4 oder des § 5 eine zusätzliche Leistung verspre-

chen oder gewähren lässt, 

2. entgegen § 18 Abs. 1, auch in Verbindung mit § 34 Abs. 3, eine Anzeige nicht, nicht 

richtig oder nicht rechtzeitig erstattet oder 

3. eine Einrichtung betreibt, obwohl ihr oder ihm dies durch vollziehbare Anordnung 

nach § 28 untersagt worden ist. 

 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen § 18 Abs. 2 eine Anzeige nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig erstat-

tet, 

2. entgegen § 20 Abs. 2 Satz 3 oder Abs. 3 Satz 3 eine Maßnahme nicht duldet, 

3. entgegen § 20 Abs. 4 Satz 2 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 

nicht rechtzeitig erteilt, 

4. entgegen § 20 Abs. 4 Satz 3 eine Dokumentation nicht, nicht vollständig oder nicht 

rechtzeitig zur Verfügung stellt oder in Kopie überlässt, 

5. entgegen § 20 Abs. 5 Satz 2 in Verbindung mit § 20 Abs. 2 Satz 3, Abs. 3 Satz 3 

oder Abs. 4 Satz 2 eine Maßnahme nicht duldet oder eine Auskunft nicht, nicht rich-

tig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt,  

6. einer vollziehbaren Anordnung nach § 25, § 26 oder § 27 zuwiderhandelt oder  

7. einer Rechtsverordnung nach § 35 Abs. 1 zuwiderhandelt, soweit sie für einen be-

stimmten Tatbestand auf diese Bußgeldbestimmung verweist.  

 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis 

zu fünfundzwanzigtausend Euro, in den Fällen des Absatzes 2 bis zu zehntausend Eu-

ro geahndet werden. 



 - 40 - 
 

 

 

 

§ 32 

Zuständige Behörde 

 

Das Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung ist zuständige Behörde für die 

Durchführung dieses Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechts-

verordnungen einschließlich der Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten, 

soweit keine andere Zuständigkeit bestimmt ist. 

 

§ 33 

Berichterstattung 

 

Die Landesregierung erstattet dem Landtag im Jahr 2014 einen Bericht über die Um-

setzung und die Auswirkungen dieses Gesetzes auf der Grundlage entsprechender 

Beiträge der zuständigen Behörde, des Medizinischen Dienstes der Krankenversiche-

rung, der Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz e. V. und der Verbände der Einrich-

tungs- und Leistungsträger.  

 

Teil 8 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

 

§ 34 

Übergangsbestimmungen 

 

(1) Dieses Gesetz ersetzt das Heimgesetz in der Fassung vom 5. November 2001 

(BGBl. I S. 2970), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom …… (BGBl. I S. 

….), und die Verordnung über die Pflichten der Träger von Altenheimen, Altenwohn-

heimen und Pflegeheimen für Volljährige im Falle der Entgegennahme von Leistungen 

zum Zwecke der Unterbringung eines Bewohners oder Bewerbers vom 24. April 1978 

(BGBl. I S. 553), geändert durch Artikel 18 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003 

(BGBl. I S. 3022). 
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(2) Bis zum Inkrafttreten der Rechtsverordnungen nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 sind die 

in § 35 Abs. 2 Satz 1 genannten Rechtsverordnungen auf Einrichtungen im Sinne der 

§§ 4 und 5 entsprechend weiter anzuwenden, soweit sie mit den Bestimmungen dieses 

Gesetzes vereinbar sind. Die zuständige Behörde kann, soweit dies im Einzelfall aus 

zwingenden Gründen erforderlich ist, Ausnahmen von Bestimmungen der in § 35 

Abs. 2 Satz 1 genannten Rechtsverordnungen zulassen. 

 

(3) Für Einrichtungen im Sinne des § 5, die bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 

ihren Betrieb aufgenommen haben und für die bisher noch keine Anzeigepflicht be-

standen hat, gilt § 18 Abs. 1 mit der Maßgabe, dass die Einrichtung bis spätestens 

1. Juli 2010 bei der zuständigen Behörde anzuzeigen ist. 

 

(4) Einrichtungen im Sinne der §§ 4 und 5, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 

Gesetzes bereits angezeigt worden sind, sollen der zuständigen Behörde das Konzept 

nach § 8 Abs. 2 bis spätestens 1. Juli 2010 vorlegen. 

 

§ 35 

Durchführungsvorschrif ten 

 

(1) Das fachlich zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Re-

gelungen zur Durchführung dieses Gesetzes zu erlassen über 

1. bauliche Standards (Struktur, Größe und Ausstattung) der Räume in Einrichtungen, 

besonders für die Wohn-, Gemeinschafts-, Therapie- und Wirtschaftsräume sowie 

für die Verkehrsflächen, gebäudetechnische Anlagen und Außenanlagen, 

2. die Eignung der Leitungskräfte der Einrichtung und der Beschäftigten, deren Fort- 

und Weiterbildung und den Anteil der Fachkräfte, 

3. die Wahl und Zusammensetzung der Vertretung der Bewohnerinnen und Bewohner 

und des Beirats der Angehörigen und Betreuerinnen und Betreuer, die Bestellung 

der Bewohnerfürsprecherin oder des Bewohnerfürsprechers, deren Aufgaben und 
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Befugnisse in der Einrichtung und die Erstattung der damit zusammenhängenden 

angemessenen Aufwendungen (§ 9), 

4. die im Einzelnen vom Träger der Einrichtung bei der Entgegennahme von Geldleis-

tungen und geldwerten Leistungen nach § 11 Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 3 zu beachten-

den Anforderungen und Verpflichtungen und 

5. den Aufbau, die Inhalte und die Aktualisierung des Einrichtungen- und Dienstepor-

tals nach § 13. 

 

(2) Die Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 ersetzen die folgenden aufgrund 

des Heimgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen: 

1. die Rechtsverordnung nach Absatz 1 Nr. 1 die Heimmindestbauverordnung in der 

Fassung vom 3. Mai 1983 (BGBl. I S. 550), geändert durch Artikel 5 der Verord-

nung vom 25. November 2003 (BGBl. I S. 2346),  

2. die Rechtsverordnung nach Absatz 1 Nr. 2 die Heimpersonalverordnung vom 19. 

Juli 1993 (BGBl. I S. 1205), geändert durch Verordnung vom 22. Juni 1998 (BGBl. I 

S. 1506), und  

3. die Rechtsverordnung nach Absatz 1 Nr. 3 die Heimmitwirkungsverordnung in der 

Fassung vom 25. Juli 2002 (BGBl. I S. 2896). 

§ 34 Abs. 2 bleibt unberührt. 

 

(3) Die zur Durchführung dieses Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes erlasse-

nen Rechtsverordnungen erforderlichen Verwaltungsvorschriften erlässt das fachlich 

zuständige Ministerium. 

 

§ 36 

Änderung der Landesverordnung über die Prüfung  

haustechnischer Anlagen und Einrichtungen  

 

Die Landesverordnung über die Prüfung haustechnischer Anlagen und Einrichtungen 

vom 13. Juli 1990 (GVBl. S. 248), zuletzt geändert durch Artikel 32 des Gesetzes vom 

16. Dezember 2002 (GVBl. S. 481), BS 213-1-13, wird wie folgt geändert: 
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§ 1 Nr. 10 erhält folgende Fassung: 

„10. Einrichtungen im Sinne der §§ 4 und 5 des Landesgesetzes über Wohnformen und 

Teilhabe,“. 

 

§ 37 

Änderung der Fachschulverordnung - Altenpflegehilfe 

 

Die Fachschulverordnung - Altenpflegehilfe vom 31. August 2004 (GVBl. S. 418, BS 

223-1-31) wird wie folgt geändert: 

 

In § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 werden die Worte „Heime im Sinne des § 1 des Heimgeset-

zes“ durch die Worte „Einrichtungen im Sinne der §§ 4 und 5 des Landesgesetzes über 

Wohnformen und Teilhabe“ ersetzt. 

 

§ 38 

Inkrafttreten 

 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2010 in Kraft. 

 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. die Landesverordnung über die Zuständigkeiten nach dem Heimgesetz vom 1. 

März 1989 (GVBl. S. 66), geändert durch Artikel 113 des Gesetzes vom 12. Okto-

ber 1999 (GVBl. S. 325), BS 217-3, und 

2. die Heimverordnung vom 25. Juli 1969 (GVBl. S. 150), geändert durch § 12 Nr. 9 

der Verordnung vom 19. Juli 1993 (BGBl. I S. 1205), BS 710-5. 


